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Bundesgerichtshof, Beschluss v. 20.7.2020 – NotZ(Brfg) 1/19

  

1. Im Rahmen des § 18 II Hs. 2 BNotO hat die Aufsichtsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen zu
entscheiden, ob der verstorbene Beteiligte, wenn er noch lebte, bei verständiger Würdigung der Sachlage
die Befreiung erteilen würde oder ob unabhängig hiervon durch den Todesfall das Interesse an einer
weiteren Geheimhaltung entfallen ist (Fortführung von Senatsbeschluss v. 10.3.2003 – NotZ 23/02 –,
DNotZ 2003, 780, 781, juris Rz.22).

2. Dabei ist nur über die auf einen bestimmten tatsächlichen Vorgang bezogene Befreiung des Notars von
der Verschwiegenheitspflicht zu entscheiden, aber nicht (auch nicht nur mittelbar) darüber, ob überhaupt
und wie der bei einer stattgebenden Entscheidung von seiner Verschwiegenheitspflicht entbundene Notar
dem Antragsteller die erstrebte Information zu verschaffen hat.

3. Mit dem Tod entfällt das Interesse des Erblassers an der Geheimhaltung seines letzten Willens den
gesetzlichen Erben gegenüber insoweit, als der letzte Wille diese betrifft. Denn um die Verwirklichung des
letzten Willens sicherzustellen, müssen insbesondere über die Erbeinsetzung der testamentarischen Erben
und die damit verbundene Enterbung der gesetzlichen Erben auch Letztere informiert werden.

Anm. d. Red.: Die Entscheidung erscheint demnächst in der FamRZ.
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